www.kommunsense.de
Relevante Steuerinformationen aus der Finanzverwaltung
►     Ausgewählte Verwaltungsanweisungen 2005
Themen-Übersicht:

(01)     UStR: Kosten für die Erteilung von Vermessungsunterlagen für Katastervermessungen.
(02)     GrEStR: Unentgeltliche Übertragung von Grundstücken ohne Erschließungsanlagen     
            auf Gebietskörperschaften.

(03)     Umsatzsteuerpflicht der von der öffentlichen Hand betriebenen Krematorien.  

(04)     Umsatzsteuerliche Behandlung der Telekommunikationsdienstleistungen;...

Oberfinanzdirektion Münster
Kurzinformation  Nr. 013/2005 vom 23.12.2005
(01)   Kosten für die Erteilung von Vermessungsunterlagen

für Katastervermessungen
Für die Ausführung von Liegenschaftsvermessungen sind nach dem Vermessungs- und Katastergesetz grundsätzlich die Kreise und kreisfreien Städte als Katasterbehörden zuständig. Neben den Behörden der öffentlichen Vermessungsverwaltung sind die öffentlich bestellten Vermessungsingenieure berechtigt, Liegen​schaftsvermessungen auszuführen. Darüber hinaus führen die Katasterbehörden und die Vermessungsingenieure auf Antrag amtliche Grenzanzeigen und die Anfertigung amtlicher Lageplä​ne aus. 

Nach Sinn und Zweck des § 2 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 UStG unterlie​gen solche Tätigkeiten der Katasterbehörden der USt., die ihrer Art nach auch von den Vermessungsingenieuren ausgeführt wer​den können. 
Führen Katasterbehörden hoheitliche Vermessungstätigkeiten für Dritte aus, schulden sie dem Antragsteller nur eine Leistung, nämlich die Ausführung dieser Tätigkeit. Da der jeweilige Antragsteller nicht berechtigt ist, Anträge auf Anfer​tigung von Vermessungsunterlagen zu stellen - dies ist allein den Vermessungsstellen vorbehalten -, fertigen die Katasterbe​hörden die von ihnen benötigten Vermessungsunterlagen für die beantragten Tätigkeiten an. Die Anfertigung der Vermes​sungsunterlagen gehört zum Leistungsumfang der Vermessungs​tätigkeit für Dritte, denn ohne diese Unterlagen wäre ihre Ausführung nicht möglich. Da die Katasterbehörden dem Antragsteller nur eine Leistung schulden, darf die Summe der im Rahmen dieser Leistung anfallenden Gebühren umsatz​steuerrechtlich nur einheitlich behandelt werden. Insofern ist von den Katasterbehörden auch auf die Gebühren für die Anfertigung der Vermessungsunterlagen die darauf entfallende USt. zu erheben. 

Nicht anders verhält es sich, wenn die hoheitlichen Vermes​sungstätigkeiten für Dritte von öffentlich bestellten Vermes​sungsingenieuren ausgeführt werden. Die Beschaffung der benö​tigten Vermessungsunterlagen gehört zum Leistungsumfang der beantragten Tätigkeiten. Die benötigten Unterlagen können von den öffentlich bestellten Vermessungsingenieuren nur im eigenen Namen  (als Vermessungsstelle) bei der Katasterbehörde be​antragt werden. Die Abrechnung der Gebühren für die Vermes​sungsunterlagen als durchlaufende Posten, wie bisher gesche​hen, ist daher umsatzsteuerrechtlich nicht zulässig. Die Gebüh​ren für die Vermessungsunterlagen haben die öffentlich bestell· ten Vermessungsingenieure als ihnen entstandene Auslagen i. S. des § 10 Abs. l Nr. 6 des Gebührengesetzes mit den Gebühren für die eigenen Leistungen, zuzüglich der auf die Gesamtkosten (Gebühren und Auslagen) entfallenden USt., gegenüber ihren Auftraggebern abzurechnen. 

Es wird nicht beanstandet, wenn die Katasterbehörden erst die nach dem 31.12.2005 ausgeführten hoheitlichen Vermessungs​tätigkeiten für Dritte in vollem Umfang mit USt. abrechnen. So​weit öffentlich bestellte Vermessungsingenieure die Gebühren für die Vermessungsunterlagen bisher als durchlaufende Posten behandelt haben, wird diese Beurteilung für bis zum 31. 12. 2005 ausgeführte hoheitliche Vermessungstätigkeiten nicht be​anstandet. 

Die entgegenstehende Verfügung der OFD Münster vom 26.06.1974 - S 7200 - 72 - St 52 - 32 - wird hiermit aufgehoben. 

Die Bezirksregierungen sind durch das Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen entsprechend unterrichtet worden.

OFD Düsseldorf und Münster

Kurzinformation vom 09.12.2005

(02)   Unentgeltliche Übertragung von 

Grundstücken ohne Erschließungsanlagen auf Gebietskörperschaften

Nach einer Pressemitteilung des Städte- und Gemeindebunds NRW vom 19.05.2005 soll bei unentgeltlichen Grundstücks​erwerben durch Städte und Gemeinden keine GrESt. mehr anfal​len, soweit die erworbenen Grundstücksflächen letztendlich zur Erstellung von Erschließungsanlagen eingesetzt werden. Als Be​gründung wird auf ein finanzgerichtliches Verfahren verwiesen, das beim FG Düsseldorf anhängig war. Das Verfahren wurde nicht durch Urteil, sondern durch Vergleich abgeschlossen. Das FinMin. NRW war am Zustandekommen des Vergleichs - ent​gegen der Aussage in der Pressemitteilung - nicht beteiligt. 

Nach Rücksprache mit dem FinMin. NRW wird an der bisheri​gen Rechtsauffassung zur Behandlung der unentgeltlichen Über​tragung von Grundstücken mit bzw. ohne Erschließungsanlagen auf Gebietskörperschaften festgehalten. Dies bedeutet konkret: 
1. Der o. g. Erlass des FinMin. NRW vom 13.05.1998 - S 4520 - 3 - V A 2 ist weiterhin eng auszulegen, d. h. er kann nur dann Anwen​dung finden, wenn Grundstücke mit Erschließungsanlagen unent​geltlich auf Gebietskörperschaften übertragen werden. 

2. Erfolgt hingegen die unentgeltliche Übertragung von Grundstücken ohne Erschließungsanlagen auf Gebietskörperschaften, ist nicht von einem Wert von null € auszugehen, da eine Bewertung dieser Grundstücke mit null € nicht sachgerecht wäre. Die unerschlosse​nen Grundstücke sind nicht bereits dann dem allgemeinen Wirt​schaftsverkehr entzogen, wenn sie in einem Bebauungsplan als fiir den öffentlichen Bedarf bestimmt ausgewiesen werden. Zu diesem Zeitpunkt sind die Grundstücke noch nicht wertlos, denn die Ge​meinde müsste sie käuflich erwerben oder gegen Entschädigung ent​eignen, wenn die Eigentümer nicht zur (unentgeltlichen) Übertra​gung bereit wären. 

Nach den Anweisungen in R 161 Abs. 5 zu § 145 BewG der ErbStR ist fiir Frei- und Verkehrsflächen, die im Bebauungsplan als solche ausgewiesen sind und sich in privater Hand befinden, vom Boden​richtwert ein angemessener Abschlag zu machen. Mithin geht somit auch der Richtliniengeber der ErbStR nicht von einer Wertlosigkeit dieser Grundstücke aus.

            Als Bemessungsgrundlage ist in diesen Fällen nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 

            GrEStG der Bedarfswert anzusetzen.
Zur Frage der Rechtmäßigkeit der Bedarfswertfeststellung für Grundstücke ohne Erschließungsanlagen, die in einem Bebau​ungsplan als für den öffentlichen Bedarf bestimmt ausgewiesen sind, ist bereits ein Klageverfahren beim FG Münster unter dem Az. 3 K 805/05 F anhängig. Sofern Bedarfswertfeststellungen unter Hinweis auf die vorbezeichnete Mitteilung des Städte- und Gemeindebunds mit Einspruch angefochten werden, können die Rechtsbehelfe mit Zustimmung des Einspruchsführers bis zur Entscheidung des FG ruhen.

OFD Frankfurt am Main vom 20.06.2005

(Az.: S 7106 A  - 117 - St I 1.10)
(03)   Umsatzsteuerpflicht der von der öffentlichen Hand 

betriebenen Krematorien

Nach den einschlägigen Beschlüssen der Referatsleiter Körperschaftsteuer und Umsatzsteuer der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder begründet die Tätigkeit der von der öffentlichen Hand betriebenen Krematorien – ungeachtet der bisherigen Verwaltungsauffassung – einen Betrieb gewerblicher Art, wenn nach den landesrechtlichen Bestimmungen die Möglichkeit der Übertragung der Aufgabe des Betriebs von Feuerbestattungen auf  Private besteht.

 

Nach § 7 des Gesetzes über die Feuerbestattungen vom 15.05.1934 in der in Hessen geltenden Fassung kann es auch privaten Unternehmern genehmigt werden, ein Krematorium zu betreiben. Nach der OFD Kenntnis ist dies auch zumindest einem Betreiber gestattet worden.

 

Auf Grund der eingangs dargestellten Beschlusslage sind deshalb in Hessen die von der öffentlichen Hand betriebenen Krematorien als Betriebe gewerblicher Art zu qualifizieren. Dies hat zur Folge, dass die Leistungen der Krematorien mit dem allgemeinen Steuersatz von zur Zeit 16 v. H. der Umsatzsteuer unterliegen.

 

Die geänderte Verwaltungsauffassung ist spätestens ab 01.01.2005 der Umsatzbesteuerung zugrunde zu legen.

 

Sollte es den Kommunen bis zu diesem Zeitpunkt jedoch nicht möglich sein, die öffentlich-rechtlichen Gebührensatzungen entsprechend anzupassen, so kann zur Vermeidung unbilliger Härten auf Antrag eine Übergangsfrist von kurzer Dauer, längstens bis zum 30.09.2005, gewährt werden.

 

Sollten sich bei der Umsetzung der Übergangsregelung Probleme ergeben, ist darüber zu berichten.

>>  Die Rdvfg. der OFD Frankfurt am Main vom 19.05.2005 – S 7106 A – 117 – St I 1.10 (USt- Kartei OFD Ffm. § 2 – S 7106 – Karte 12) ist durch diese Rdfvg. überholt.

 

OFD Erfurt vom 07.06.2005

(Az.: S 7280 a A  - 01 - L 243)
(04)   Umsatzsteuerliche Behandlung der 

Telekommunikationsdienstleistungen; Vorsteuerabzug aus Telekom-Rechnungen, in denen für andere Netzbetreiber abgerechnet wird

 (Call- by- Call)

 

Seit Öffnung des Festnetzes der Deutschen Telekom AG für andere Netzbetreiber kann der Telefonnutzer frei wählen, ob er unter Beibehaltung seines Telefonanschlusses seine Telefongespräche regelmäßig („preselection”) und/oder fallweise („Call- by- Call”) über einen Verbindungsnetzbetreiber abwickeln möchte.

 

Nach § 15 Abs. 1 der Telekommunikations- Kundenschutzverordnung (TKV) wird dem Kunden – soweit dieser mit dem/den Verbindungsnetzbetreibern als „anderen Anbietern” nicht anderes vereinbart – von seinem Teilnehmernetzbetreiber (TNB – hier der Deutschen Telekom) eine Rechnung erstellt, die auch die Entgelte für Verbindungen ausweist, die durch die Nutzung von Call- by- Call- Verbindungen entstehen. Die Rechnung muss die einzelnen Anbieter und zumindest die Gesamthöhe der auf sie entfallenden Entgelte erkennen lassen.

 

Bisher werden dem TNB aus Vereinfachungsgründen auch die Telekommunikationsdienstleistungen als leistender Unternehmer zugerechnet, die durch Auswahl eines anderen Anbieters von Netzdienstleistungen über den Netzzugang des Kunden erbracht werden, wenn der TNB die Entgelte für die maßgeblichen Verbindungen in der Abrechnung nach § 15 TKV ausweist.

 

In diesem Fall gelten die Telekommunikationsdienstleistungen des Verbindungsnetzbetreibers als an den TNB erbracht.

 

Seit Verschärfung der Vorschriften über die Angaben in der Rechnung (§ 14 Abs. 4 UStG) stellt sich die Frage, ob aus Rechnungen, in denen die Deutsche Telekom auch über Leistungen von Verbindungsnetzbetreibern abrechnet, der volle Vorsteuerabzug möglich ist, auch wenn hinsichtlich der jeweiligen Anbieter nicht alle Rechnungsvoraussetzungen (z. B. Angabe der Steuernummer, Umsatzsteuer- Identifikationsnummer etc.) vorliegen.

 

Dazu wurde auf Bund- Länder Ebene beschlossen, dass bis auf weiteres aus den Rechnungen der Deutschen Telekom auch hinsichtlich der Abrechnung über Leistungen anderer Verbindungsnetzbetreiber der volle Vorsteuerabzug zu gewähren ist, da sie insoweit aus Vereinfachungsgründen als Leistender anzusehen ist.
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